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Allgemeine Bedingungen des Wasserverbandes Stendal-Osterburg (nachstehend "WVSO"  
genannt) für den Anschluss an die Abwasseranlagen und deren Benutzung 
(Allgemeine Entsorgungsbedingungen für Abwasser - AEB-A -)  
 
 
Diese AEB-A einschließlich der Einleitungsbedingungen (Anlage) und der Preisregelungen „Abwas-
ser“ regeln das Verhältnis zwischen den Benutzern der öffentlichen Abwasseranlagen und dem 
WVSO entsprechend § 1 Abs. 4 der Entwässerungssatzung des WVSO.  
 
 
1. Abwasserentsorgungsvertrag 
 
1.1. Der WVSO schließt den Abwasserentsorgungsvertrag mit dem Grundstückseigentümer oder 
sonst zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigten (Anschlussnehmer) ab. 
 
1.2. Steht das Eigentum an einem Grundstück mehreren Personen gemeinschaftlich zu, so wird der 
Vertrag mit der Gemeinschaft der Eigentümer abgeschlossen. Jeder Eigentümer, auch bei einer 
Bruchteilsgemeinschaft, haftet als Gesamtschuldner. Die Eigentümergemeinschaft verpflichtet sich, 
eine Person zur Entgegennahme von Erklärungen des WVSO diesem gegenüber zu bevollmächtigen. 
Geschieht dies nicht, so gelten die an einen Eigentümer abgegebenen Erklärungen des WVSO auch 
als den übrigen Eigentümern zugegangen. Die Eigentümergemeinschaft hat einen Eigentümerwech-
sel und einen Wechsel der bevollmächtigten Person dem WVSO unverzüglich mitzuteilen.  
 
1.3. Absatz 1.2 gilt entsprechend, wenn ein sonstiges dingliches Nutzungsrecht an einem Grundstück 
mehreren Personen gemeinschaftlich zusteht. 
 
1.4. Der Vertrag soll schriftlich geschlossen werden. Ein Antrag gemäß § 8 Abs. 1 der  Entwässe-
rungssatzung auf Entsorgung des Grundstücks, der auf einem besonderen - beim WVSO erhältlichen 
Vordruck - gestellt werden soll, führt zum Abschluss des Abwasserentsorgungsvertrages, wenn der 
WVSO ihm nicht innerhalb von 4 Wochen widerspricht. Ist er auf diese oder andere Weise abge-
schlossen worden, so hat der WVSO den Vertragsschluss dem Anschlussnehmer schriftlich zu bestä-
tigen. Wird die Bestätigung mit automatischen Einrichtungen ausgefertigt, bedarf es keiner Unter-
schrift. Im Vertrag oder in der Vertragsbestätigung wird auf die dem Vertrag zugrundeliegenden allge-
meinen Entsorgungsbedingungen hingewiesen. Der WVSO ist verpflichtet, jedem Anschlussnehmer 
die allgemeinen Entsorgungsbedingungen einschließlich der Preisregelungen „Abwasser“ unentgelt-
lich zu übermitteln. 
 
1.5. Kommt der Vertrag durch die Inanspruchnahme der Abwasseranlagen zustande, so ist der An-
schlussnehmer verpflichtet, dies dem WVSO unverzüglich mitzuteilen. Die Abwasserentsorgung er-
folgt zu den geltenden Entsorgungsbedingungen des WVSO. Dem Anschlussnehmer sind auf Verlan-
gen, die dem Vertrag zugrunde liegenden allgemeinen Entsorgungsbedingungen einschließlich der 
dazugehörenden Preisregelungen, unentgeltlich zu übermitteln. 
 
1.6. Der Entsorgungsvertrag gilt als abgeschlossen, wenn der Anschluss an den öffentlichen Schmutz- 
bzw. Mischwasserkanal hergestellt und vom Beauftragten des WVSO abgenommen wurde. Bei Kom-
plexerschließungen gilt der vorgegebene Umschlusstermin als Vertragsbeginn. Ab Vertragsbeginn 
wird ein Vorhaltepreis in Höhe des gültigen Grundpreises laut Preisregelungen „Abwasser“ je An-
schluss berechnet.  
 
1.7. Ist der Anschlussnehmer der Grundstückseigentümer, so kann er im Falle des Übergangs des 
dinglichen Nutzungsrechts am Grundstück auf einen Dritten den Vertrag mit vierwöchiger Frist auf das 
Ende des Kalendermonats kündigen. Ist der Anschlussnehmer ein sonst zur Nutzung eines Grund-
stücks dinglich Berechtigter, gilt Satz 1 im Falle des Wegfalls seines Nutzungsrechts entsprechend. 
Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
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2. Abwassereinleitung  
 
2.1. Für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen gelten die in der Anlage geregelten Einlei-
tungsbedingungen. Wenn eine Einleitung nach der Indirekteinleiterverordnung genehmigt wird, treten 
die in der Genehmigung bestimmten Werte an die Stelle der in der Anlage festgelegten Einleitungsbe-
dingungen.  
2.2. Die Bedingungen, Auflagen und Einschränkungen für die Zustimmung zur Einleitung können in 
besonderen Fällen gegenüber dem Anschlussnehmer im Rahmen einer Sondervereinbarung geregelt 
werden 
 
2.3. Der WVSO hat jederzeit das Recht, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen. Wird durch das 
Untersuchungsergebnis eine nicht erlaubte Einleitung von Abwasser festgestellt, hat der Grundstück-
seigentümer die Kosten der Untersuchung und die Kosten für die Beseitigung der ggf. durch die Ein-
leitung verursachten Schäden in der Abwasseranlage zu tragen. 
 
 
3. Umfang der Abwasserentsorgung  
 
3.1. Der WVSO ist nur verpflichtet, Abwasser entsprechend der Entwässerungssatzung des WVSO 
abzunehmen, vorausgesetzt die in der Anlage  festgelegten Einleitungsbedingungen werden eingehal-
ten. Die Abnahme erfolgt mit der Einleitung oder Übergabe in die öffentliche Abwasseranlage. 
 
3.2. Die Abwasserentsorgung kann unterbrochen werden, soweit und solange der WVSO durch höhe-
re Gewalt oder Umstände, deren Beseitigung ihm wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, an der 
Abwasserentsorgung gehindert ist oder die Unterbrechung zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbei-
ten erforderlich ist. Der WVSO hat jede Unterbrechung unverzüglich zu beheben. Im Falle einer nicht 
nur für kurze Zeit beabsichtigten Unterbrechung der Abwasserentsorgung hat der WVSO die An-
schlussnehmer rechtzeitig zu unterrichten, es sei denn, dass die Unterrichtung nach den Umständen 
nicht rechtzeitig möglich ist und der WVSO dies nicht zu vertreten hat. 
 
3.3. Der WVSO ist berechtigt, die Abwasserentsorgung zu verweigern, wenn der Anschlussnehmer 
den allgemeinen Entsorgungsbedingungen und speziell den Einleitungsbedingungen zuwiderhandelt. 
 
3.4. Der WVSO hat die Abwasserentsorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe 
für ihre Verweigerung entfallen sind.  
 
 
4. Haftung 
 
4.1. Der WVSO haftet nicht für Schäden, die durch Betriebsstörungen der öffentlichen Abwasseranla-
ge oder durch Rückstau infolge von unabwendbaren Naturereignissen, insbesondere Hochwasser, 
hervorgerufen werden. 
 
4.2. Der Anschlussnehmer und die Benutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung der öffent-
lichen Abwasseranlage einschließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen. 
 
4.3. Wer den Vorschriften dieser "Allgemeinen Entsorgungsbedingungen für Abwasser" zuwiderhan-
delt, haftet dem WVSO für alle diesem dadurch entstehenden Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt 
für Schäden und Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsan-
lage verursacht werden, soweit diese vom Anschlussnehmer herzustellen, zu erneuern, zu ändern und 
zu unterhalten sind. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 
 
5. Grundstücksbenutzung 
 
5.1. Der Anschlussnehmer hat für Zwecke der Abwasserentsorgung das Verlegen von Leitungen ein-
schließlich Zubehör zur Durch- und Ableitung von Abwasser sowie die erforderlichen Schutzmaßnah-
men und den Betrieb dieser Anlagen auf dem Grundstück unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht be-
trifft nur Grundstücke, die an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen oder anzuschließen sind, 
die vom Anschlussnehmer in wirtschaftlichem Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum 
Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden oder für die die Möglichkeit der örtlichen Ab-
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wasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruch-
nahme der Grundstücke den Anschlussnehmer mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise be-
lasten würde. 
 
5.2. Der Anschlussnehmer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme 
des Grundstücks zu benachrichtigen. 
  
5.3. Überbauung der Abwasseranlage durch Gebäude oder bauliche Anlagen oder deren Bepflanzung 
mit Bäumen und Sträuchern sind unzulässig, wenn sie den ordnungsgemäßen Bestand oder Betrieb 
der Anlage beeinträchtigen oder gefährden. Entgegen Satz 1 erfolgte Überbauungen sind nach Auf-
forderung durch den WVSO innerhalb einer von ihm gesetzten, angemessenen Frist durch den An-
schlussnehmer zu beseitigen. Die Beseitigung ist dem WVSO anzuzeigen. 
 
5.4. Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisheri-
gen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat der WVSO zu tragen; dies 
gilt nicht, soweit die Einrichtung ausschließlich der Entsorgung des Grundstücks dient. 
 
5.5. Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer sind, haben auf Verlangen des WVSO die 
schriftliche Zustimmung des Grundstückseigentümers zur Benutzung des Grundstücks  im Sinne der 
Ziffern 5.1 und 5.4 nachzuweisen. 
 
5.6. Die Ziffern 5.1 bis 5.5 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für 
Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrs-
flächen bestimmt sind. 
 
 
6. Auskunfts- und Mitteilungspflicht 
 
6.1. Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, alle zur Prüfung der Abwasserentsorgungsverhältnisse und 
die für die Berechnung der Baukostenzuschüsse und Hausanschlusskosten erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen, andere Nutzungsberechtigte dazu anzuhalten und Änderungen unverzüglich dem WVSO 
mitzuteilen. 
 
6.2. Der Anschlussnehmer hat Störungen und Schäden an den Grundstücksanschlüssen sowie 
Grundstücksentwässerungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und etwaigen Vorbehandlungsan-
lagen unverzüglich dem WVSO anzuzeigen. 
 
6.3. Gelangen Stoffe entgegen den geltenden Rechtsvorschriften oder den Einleitungsbedingungen 
des WVSO in die Abwasseranlage, hat der Anschlussnehmer dies dem WVSO in der Art und Menge 
unverzüglich mitzuteilen.    
 
6.4. Bei Abbruch eines mit dem Anschluss versehenen Gebäudes hat der Anschlussnehmer dies dem 
WVSO rechtzeitig vorher mitzuteilen, damit die Hausanschlussleitung verschlossen oder beseitigt 
werden kann. Wird ein Gebäude zerstört, so ist dies dem WVSO unverzüglich anzuzeigen. 
 
6.5. Wechselt das Eigentum an einem Grundstück, hat der bisherige Eigentümer die Rechtsänderung 
unverzüglich dem WVSO schriftlich mitzuteilen. In gleicher Weise ist auch der neue Eigentümer ver-
pflichtet. 
 
 
7. Baukostenzuschuss (BKZ) 
 
7.1. Zur anteiligen Deckung der bei wirtschaftlicher Betriebsführung notwendigen Kosten für die Her-
stellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der öffentlichen Abwasseranlagen 
ist der WVSO berechtigt, von den Anschlussnehmern  einen Baukostenzuschuss zu verlangen.  
 
7.2. Bei Grundstücksanschlüssen, für die bereits von dem WVSO Baukostenzuschüsse erhoben wor-
den sind, darf der WVSO keinen Baukostenzuschuss für dieselbe Maßnahme verlangen. 
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7.3. Der Anschlussnehmer hat bei einem Anschluss an die Anlagen des WVSO oder bei einer wesent-
lichen Erhöhung seiner Leistungsanforderungen einen Baukostenzuschuss gemäß den nachfolgen-
den Bestimmungen an den WVSO zu zahlen. 
 
7.4. Der Baukostenzuschuss wird nach einem nutzungsbezogenen Flächenmaßstab berechnet. Die 
Höhe ist den jeweils gültigen Preisregelungen „Abwasser“ zu entnehmen. 
 
 
7.5. Als Grundstücksfläche gilt 
 
a) die Gesamtfläche des Grundstücks mit Ausnahme der Flächen, die im Flurstückskataster oder 
Grundbuch ausschließlich als nicht baulich genutzte Flächen ausgewiesen sind.    
Sofern bei diesen Grundstücken die Gesamtfläche 1800 m² überschreitet, wird die darüber hin-
ausgehende Fläche, die nicht baulich/wirtschaftlich oder gewerblich genutzt wird, nicht zur Be-
rechnung herangezogen. 
Bei einer späteren, weiteren baulichen und gewerblichen Nutzung der über 1800 m2 hinausge-
henden Fläche erfolgt eine Nachberechnung unter Zugrundelegung der zusätzlich genutzten 
Fläche. 
 
Teilt der Anschlussnehmer dem WVSO die Erweiterung der baulichen oder gewerblichen Nut-
zung nicht mit, werden bei der Nachberechnung Zinsen in Höhe von 8 % in Ansatz gebracht. Es 
werden die vollen Monate seit Beginn der Maßnahmen zur baulichen oder gewerblichen Nutzung 
berechnet.  
 
b)  bei Grundstücken, mit sonstiger Nutzung ohne Bebauung (z.B. Schwimmbäder) eine Grund-

stücksfläche bis 600 m²,  
 
c)  für unbebaute Grundstücke, die sich in landwirtschaftlicher, forstwirtschaftlicher oder gärtneri-

scher Benutzung befinden, wird bis zu tatsächlichen Bebauung kein Baukostenzuschuss er-
hoben. 

 
7.6. Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenmaßstabs werden zudem Vollgeschosse in 
Ansatz gebracht. Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften 
Vollgeschosse sind. Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststell-
bar, werden bei industriell oder gewerblich genutzten Grundstücken je angefangene 2,80 m und bei 
allen in anderer Weise genutzten Grundstücken je angefangene 2,30 m Höhe des Bauwerks als ein 
Vollgeschoss gerechnet.  
 
Als Anzahl der Vollgeschosse gilt 
 
a)  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse 
 
b)  bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 

Vollgeschosse oder die nach Bauplanungsrecht auf dem Grundstück zulässig wären. 
 
c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von 

einem Vollgeschoss, 
 
d)  bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, wird das Kirchengebäude als ein-

geschossiges Gebäude behandelt. 
 
7.7. Der Baukostenzuschuss sowie die in Ziffer 8.6 geregelten Grundstücksanschlusskosten werden 
dem Anschlussnehmer unter Angabe der jeweiligen Berechnungsgrundlage getrennt errechnet und 
aufgegliedert mitgeteilt. 
 
7.8. Der Baukostenzuschuss und die Grundstücksanschlusskosten werden 4 Wochen nach Rech-
nungslegung fällig. Von der Bezahlung des Baukostenzuschusses und der Grundstücksanschlusskos-
ten kann die Aufnahme der Entsorgung abhängig gemacht werden.      
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7.9. Mit den Anschlussnehmern kann vereinbart werden, dass die Baukostenzuschüsse bereits vor 
Erstellung der Anschlüsse gezahlt werden.   
 
 
8. Grundstücksanschlüsse  
 
8.1. Der Grundstücksanschluss besteht aus der Verbindung der öffentlichen Abwasseranlage mit der 
Grundstücksentwässerungsanlage. Er beginnt an der Abzweigstelle der Abwasseranlage und endet 
mit dem Grundstücksanschlussschacht, falls dieser nicht vorhanden ist, an der Grundstücksgrenze. 
Bei Altanlagen gilt diese Regelung nur, sofern der Anschluss durch den WVSO errichtet oder diesem 
übergeben wurde. 
 
8.2. Der WVSO kann verlangen, dass jedes Grundstück oder jedes Haus einen eigenen, in der Regel 
unmittelbaren Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage erhält. 
Befinden sich auf dem Grundstück mehrere zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmte 
Gebäude, so kann der WVSO für jedes dieser Gebäude, insbesondere dann, wenn ihnen eine eigene 
Hausnummer zugeteilt ist, einen eigenen Anschluss verlangen. 
 
8.3. Der WVSO entscheidet, in welcher Weise das Grundstück anzuschließen ist. Im Falle eines 
Grundstücksanschlussschachtes ist dieser in der Regel auf dem Grundstück anzuordnen.  
 
8.4. Ergeben sich bei der Ausführung des Grundstücksanschlusses unvorhersehbare Schwierigkeiten, 
die auch ein Abweichen von zugestimmten Plänen erfordern können, so hat der Anschlussnehmer 
den dadurch für die Anpassung der Grundstücksentwässerungsanlage entstehenden Aufwand zu 
tragen. Der Anschlussnehmer kann keine Ansprüche geltend machen für Nachteile, Erschwernisse 
und Aufwand, die durch solche Änderungen des Grundstücksanschlusses beim Bau und beim Betrieb 
der Grundstücksentwässerungsanlage entstehen. 
 
8.5. Grundstücksanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen des WVSO und werden vorbehaltlich 
der Ziffer  10.1 Satz 3, ausschließlich vom WVSO hergestellt, unterhalten, geändert, erneuert, abge-
trennt und beseitigt. Sie müssen zugänglich und vor Beschädigungen geschützt sein; Ziffer 5.3 Satz 2 
und 3 gelten entsprechend. Der Anschlussnehmer hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere 
Einrichtung des Grundstücksanschlusses zu schaffen. Er darf keine Einwirkungen auf den Grund-
stücksanschluss vornehmen oder vornehmen lassen.  
 
8.6. Der Anschlussnehmer erstattet dem WVSO die Kosten für die Erstellung des Grundstücksan-
schlusses, einschließlich der Kosten des Grundstücksanschlussschachtes, sowie für Veränderungen 
des Grundstücksanschlusses, die durch eine Änderung oder Erweiterung seiner Anlage erforderlich 
oder aus anderen Gründen von ihm veranlasst werden. 
Eine Pauschalierung ist möglich. Die Höhe ergibt sich aus den jeweils gültigen Preisregelungen „Ab-
wasser“. 
 
8.7. Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer sind, haben auf Verlangen des WVSO die 
schriftliche Zustimmung des Grundstückseigentümers zur Herstellung des Grundstücksanschlusses 
unter Anerkennung der damit verbundenen Verpflichtungen beizubringen.  
 
 
9. Inbetriebsetzung 
 
9.1. Der WVSO oder dessen Beauftragte nehmen den Anschluss der Grundstücksentwässerungsan-
lage an das Kanalnetz ab und erteilen die Freigabe zum Betrieb. 
 
9.2. Jede Freigabe der Grundstücksentwässerungsanlage ist beim WVSO über den Anschlussnehmer 
zu beantragen. 
 
9.3. Die Kosten für die Freigabe werden nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung gestellt. Die erst-
malige Freigabe ist unentgeltlich. Ist eine beantragte Freigabe nicht möglich, z.B. aufgrund festgestell-
ter Mängel an der Grundstücksentwässerungsanlage oder aus anderen Gründen, die der Anschluss-
nehmer zu vertreten hat, so erstattet der Anschlussnehmer dem WVSO auch die dadurch entstande-
nen zusätzlichen Kosten. Die Freigabe bei einer Wiederinbetriebsetzung ist kostenpflichtig.   
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10. Grundstücksentwässerungsanlagen 
 
10.1. Grundstücksentwässerungsanlagen sind die Einrichtungen eines Grundstücks, die dem Sam-
meln bzw. dem Behandeln und/oder Ableiten des Abwassers dienen.  
Die Grundstücksentwässerungsanlage beginnt hinter dem Grundstücksanschlussschacht, ist dieser 
nicht vorhanden an der Grundstücksgrenze. Soweit der Grundstücksanschluss im Eigentum des 
Grundstückseigentümers steht, ist er Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage.   
 
10.2. Die Grundstücksentwässerungsanlage darf nur unter Beachtung der geltenden Rechtsvorschrif-
ten und der Bedingungen des Abwasserentsorgungsvertrages sowie nach dem Stand der Technik  
hergestellt, unterhalten, geändert, erneuert und betrieben werden. 
 
10.3. Für das Verlegen der Grundstücksentwässerungsanlage bis zur öffentlichen Abwasseranlage 
sowie den Anschluss der Grundstücksentwässerungsanlage an die öffentlichen Abwasseranlagen ist 
der Anschlussnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage oder Anlagenteile einem Dritten vermietet oder 
sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben diesem verantwortlich. Die Ausführung von Kanal-
baumaßnahmen hat nach DIN 1986 zu erfolgen.  
 
10.4. Der Anschlussnehmer hat die Grundstücksentwässerungsanlage stets in einem einwandfreien 
und betriebsfähigen Zustand zu erhalten. Werden Mängel festgestellt, so sind diese durch den An-
schlussnehmer unverzüglich auf seine Kosten zu beseitigen. 
 
10.5. Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanlagen nicht oder nicht mehr den jeweils 
geltenden Bestimmungen im Sinne der Ziffer 10.2, so hat der Anschlussnehmer sie auf Verlangen des 
WVSO auf eigene Kosten entsprechend anzupassen. Für eine solche Anpassung ist dem Grund-
stückseigentümer eine angemessene Frist einzuräumen. Der Anschlussnehmer ist zur Anpassung der 
Grundstücksentwässerungsanlage auch dann verpflichtet, wenn Änderungen an der öffentlichen Ab-
wasseranlage das erforderlich machen.  
 
10.6. Besteht für die Ableitung aller oder eines Teils der Abwässer zu einer Abwasseranlage kein na-
türliches Gefälle, kann der WVSO den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage durch den Anschluss-
nehmer auf dessen Kosten verlangen. Die Hebeanlage ist Bestandteil der Grundstücksentwässe-
rungsanlage.  
 
10.7. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist, sofern sie nicht mit einer Hebeanlage versehen ist, 
vom Anschlussnehmer gegen einen Rückstau des Abwassers aus der Abwasseranlage zu sichern. 
 
10.8. Der WVSO ist berechtigt, in Übereinstimmung mit dem Stand der Technik weitere technische 
Anforderungen an die Grundstücksentwässerungsanlage und deren Betrieb festzulegen, soweit dies 
aus Gründen der sicheren und störungsfreien Entsorgung notwendig ist. 
 
 
11. Grundstückskläranlagen und abflusslose Sammelgruben 
 
11.1. Wenn das Abwasser keiner öffentlichen Kläranlage zugeführt werden kann, ist eine Grund-
stückskläranlage als Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage zu errichten und zu betreiben. 
In Ausnahmefällen kann auf Antrag befristet oder unbefristet eine abflusslose Sammelgrube geneh-
migt werden. Die Inbetriebnahme, die wesentliche Änderung sowie die Stilllegung der Sammelgrube 
ist dem WVSO unverzüglich zu melden. 
In diesen genannten Fällen hat der Anschlussnehmer das Grundstück an die öffentliche Fäkal-
schlammabfuhr anzuschließen. 
 
11.2. Grundstückskläranlagen und abflusslose Sammelgruben sind nach dem Stand der Technik unter 
Berücksichtigung der Benutzungsbedingungen und Auflagen für das Einleiten von Abwasser zu errich-
ten, zu betreiben, zu unterhalten und zu ändern.   
 
11.3. Die Kosten für die Herstellung und den Betrieb der Anlage trägt der Anschlussnehmer. Bei der 
Erneuerung, Veränderung oder Beseitigung von solchen Anlagen hat der Anschlussnehmer auf seine 
Kosten binnen zwei Monaten die Teile, die nicht Bestandteil der neuen Anlage geworden sind, außer 
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Betrieb zu setzen, entleeren zu lassen, zu reinigen und zu beseitigen bzw. ordnungsgemäß zu verfül-
len. Die übrigen Teile hat er auf seine Kosten anzupassen. 
 
11.4. Die Grundstückskläranlage oder die abflusslose Sammelgrube ist so zu erstellen, dass die Ab-
fuhr des Fäkalschlamms bzw. Entleerung durch Entsorgungsfahrzeuge ungehindert möglich ist.  
Der WVSO kann insbesondere verlangen, dass die Zufahrt zur Grundstückskläranlage bzw. abflusslo-
sen Sammelgrube in verkehrssicherem Zustand gehalten wird und dass störende Bepflanzungen und 
Überschüttungen von Schachtdeckeln beseitigt werden. 
 
11.5. Der WVSO oder der von ihm beauftragte Abfuhrunternehmer räumt die Grundstückskläranlage 
oder abflusslose Sammelgrube und fährt den Fäkalschlamm/ das Abwasser  ab. Zu diesem Zweck ist 
dem WVSO oder dem beauftragten Dritten Zutritt zu gewähren. Der WVSO bestimmt den Zeitraum, in 
dem der Anschlussnehmer die Durchführung der Entsorgung vornehmen zu lassen hat.  
 
Die Abfuhr des Fäkalschlamms hat in folgendem Rhythmus zu erfolgen: 
 
a) Abflusslose Sammelgruben sind regelmäßig - unter Berücksichtigung des anfallenden Abwassers 
(Wasserverbrauch) und des Fassungsvermögens der abflusslosen Sammelgrube - zu leeren, spätes-
tens, wenn diese bis auf 50 cm unter dem Zulauf angefüllt sind. Der Grundstückseigentümer  ist ver-
pflichtet rechtzeitig, mindestens jedoch 3 Werktage vor dem beabsichtigten Termin, die Notwendigkeit 
einer Grubenentleerung anzuzeigen. 
 
b) Kleinkläranlagen sollen in den vom Verband vorgegebenen Zeiträumen, mindestens jedoch einmal 
jährlich und / oder bei Bedarf entschlammt werden. Der Grundstückseigentümer  ist verpflichtet, min-
destens jedoch 3 Werktage vor dem beabsichtigten Termin, die Entleerung der Kleinkläranlage anzu-
zeigen. 
 
11.6. Hinsichtlich der Beschränkungen des in die Grundstückskläranlage oder abflusslose Sammel-
grube einzuleitenden Abwassers gilt die Anlage Einleitungsbedingungen und –einschränkungen zu 
diesen AEB entsprechend.  
 
 
12. Zutrittsrecht und Überwachung 
 
12.1. Der Anschlussnehmer gestattet den mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des WVSO 
den Zutritt zu seinem Grundstück und seinen Räumen und zu allen Teilen der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen, soweit dies für die Prüfung der technischen Einrichtungen, die Entnahme von Abwas-
serproben, die Durchführung von Messungen und zur Ermittlung preislicher Bemessungsgrundlagen 
erforderlich ist. Dasselbe gilt für die Überprüfung der Grundstücksanschlüsse und Messschächte, 
wenn der WVSO sie nicht selbst unterhält. Die Anschlussnehmer werden vorher verständigt; das gilt 
nicht für Probeentnahmen und Abwassermessungen. Das Zutrittsrecht ist ausdrücklich vereinbart. 
 
12.2. Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, seinen Mietern, Pächtern oder sonstigen Nutzungsberech-
tigten aufzuerlegen, den Beauftragten des WVSO zu den in  Ziffer 12. 1 genannten Zwecken Zutritt 
zum Grundstück und zu ihren Räumen zu gewähren. Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, soweit aus 
den in Ziffer 12.1 genannten Gründen erforderlich, den Beauftragten die Möglichkeit zu verschaffen, 
die Räume sonstiger Dritter zu betreten  
 
12.3. Die Bestimmungen der Ziffern 12.1 bis 12.2 gelten in gleicher Weise für Betreiber von Grund-
stückskläranlagen und abflusslose Sammelgruben. 
 
13. Abwasserentgelt 
 
13.1. Für die Benutzung der Abwasseranlagen wird ein Abwasserentgelt, bestehend aus Grundpreis 
und Arbeitspreis gemäß der jeweils gültigen Preisregelungen „Abwasser“ des WVSO in der jeweils 
geltenden Fassung erhoben. 
 
13.2. Der Grundpreis wird je Anschlussnehmer erhoben. Die Höhe ergibt sich aus den Preisregelun-
gen „Abwasser“ in der jeweils geltenden Fassung 
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13.3 Der Arbeitspreis wird nach der Menge und Art des in die öffentliche Abwasseranlage gelangten 
Abwassers bemessen.  
 
Als in die öffentliche Abwasseranlage gelangt gelten: 
    
   a) die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte und 

durch Messeinrichtungen ermittelte Frischwassermenge 
 
   b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wassermenge. 
 
13.4. Wird in die jeweilige Abwasseranlage stark verschmutztes Abwasser eingeleitet, so werden zu 
dem jeweils gültigen Arbeitspreis nachfolgende Verschmutzungszuschläge erhoben. 
 
Der Verschmutzungsgrad - gemessen am chemischen Sauerstoffbedarf (CSB), des Rohwassers in 
mg/l - wird durch mindestens fünf Kontrollen pro Jahr festgestellt und mit dem Mittelwert festgesetzt. 
Dabei bleibt der jeweils höchste und niedrigste Wert unberücksichtigt. 
 

Der Verschmutzungszuschlag beträgt für jeden m3 Abwasser bei einem Verschmutzungsgrad von 
 
a)       750 -     2000 mg/l   = 20 % Zuschlag 
b)     2000 -     4000 mg/l   = 30 % Zuschlag 
c)     4000 -  10.000 mg/l   = 40 % Zuschlag 
d)      über    10.000 mg/l   = 50 % Zuschlag 
 
13.5 .Auf Verlangen des WVSO hat der Anschlussnehmer zur Festsetzung der Wassermenge im Sin-
ne des Absatzes 13.3 Messeinrichtungen, die den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen müssen, 
auf seine Kosten anzubringen, durch den Verband abnehmen zu lassen und zu unterhalten. Der Zäh-
lerstand ist dem Verband zum Abrechnungszeitpunkt mitzuteilen. Der WVSO kann jederzeit die Nach-
prüfung der Messeinrichtung durch die Eichbehörde oder eine staatliche anerkannte Prüfstelle im 
Sinne des § 6 Abs. 2 des Eichgesetzes verlangen. Die Kosten der Prüfung fallen den Anschlussneh-
mer zur Last, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem 
WVSO. Verlangt der WVSO keine Messeinrichtung, so hat der Anschlussnehmer den Nachweis der 
eingeleiteten Abwassermengen durch nachprüfbare Angaben zu erbringen. Kommt der Anschluss-
nehmer dieser Verpflichtung nicht nach oder zeigt die Messeinrichtung des Anschlussnehmers nicht 
richtig oder überhaupt nicht an, so ist der WVSO berechtigt, die eingeleitete Abwassermenge zu 
schätzen. 
Der entstandene Aufwand für die Messeinrichtung sowie die durchzuführende Abnahme durch den 
Beauftragten des WVSO gehen zu Lasten des Anschlussnehmers.  
 

13.6. Bei Schätzungen gemäß Ziffer 13.5 Satz 6 wird eine Abwassermenge von 2,7 m³ pro Person 
und Monat angenommen. 
 
13.7. Nachweislich den öffentlichen Abwasseranlagen nicht zugeführte Abwassermengen können auf 
Antrag des Anschlussnehmer bei der Berechnung des Abwasserentgeltes  abgesetzt werden. 
Der Antrag muss bis zum Ende des Kalenderjahres oder des davon abweichenden Abrechnungszeit-
raumes vom Anschlussnehmer gestellt werden. 
Die Nachweispflicht für nicht zugeführte Abwassermengen obliegt dem Anschlussnehmer.  
 
Der entstandene Aufwand für die Messeinrichtung sowie die durchzuführende Abnahme durch den 
Beauftragten des WVSO gehen zu Lasten des Anschlussnehmers.  
 
13.8. Für die Ermittlung der aus den abflusslosen Sammelgruben zu entsorgenden Menge des Ab-
wassers gilt der Frischwassermaßstab. Insoweit finden die Bestimmungen 13.1-7 entsprechend An-
wendung. 
 
13.9. Für die Ermittlung der Menge des aus Kleinkläranlagen zu entsorgenden Fäkalschlamms gilt die 
vor Ort entnommene Fäkalschlammmenge in m³. 
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14. Rechnungslegung und Bezahlung  
 
14.1. Die Rechnungslegung für die eingeleitete Abwassermenge, erfolgt ein- oder mehrmonatlich oder 
im Abstand von etwa 12 Monaten (= Abrechnungsjahr).   
 
14.2. Wird die Wassermenge jährlich abgelesen und abgerechnet, erhebt der WVSO in gleichen Ab-
ständen Abschläge für die Entsorgung. Deren Höhe bemisst sich nach der durchschnittlichen berech-
neten Abwassermenge des Anschlussnehmers im vorangegangenen Abrechnungsjahr bzw. bei einem 
neuen Anschlussnehmer nach der durchschnittlichen berechneten Abwassermenge vergleichbarer 
Anschlussnehmer. 
 
14.3. Die endgültige Abrechnung erfolgt aufgrund einer Ablesung am Ende des jeweiligen Abrech-
nungsjahres (Zwölfmonats-Zeitraum) unter Berücksichtigung der in diesem Zeitraum abgebuchten 
bzw. gezahlten Abschläge. 
 
14.4. Wird die Wassermenge ein- oder mehrmonatlich abgelesen und abgerechnet, erhebt der WVSO 
einen Abschlag, der zum angegebenen Zeitpunkt, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der 
Zahlungsaufforderung, fällig wird. Der Abschlag bemisst sich nach der durchschnittlichen Wasser-
menge des Anschlussnehmers im zuletzt abgerechneten Zeitraum bzw. bei einem neuen Anschluss-
nehmer nach der durchschnittlichen Wassermenge vergleichbarer Anschlussnehmer. 
 
14.5. Die endgültige Abrechnung entsprechend der abgelesenen Wassermenge erfolgt unter Berück-
sichtigung des gezahlten Abschlages in Verbindung mit der nächsten Ablesung. 
 
14.6. Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die Preise, so wird die für die neuen Preise 
maßgebliche Abwassermenge zeitanteilig berechnet. Entsprechendes gilt bei Änderung der Umsatz-
steuer. 
 
 
15. Zahlungsverzug; Einstellung und Wiederaufnahme der Entsorgung 
 
15.1. Die Rechnungsbeträge werden entsprechend der Rechnungsangaben fällig. 
Als Zahlungstag gilt bei Überweisung der Tag der Gutschrift. Einwendungen gegen Rechnungen sol-
len binnen eines Monats nach Zugang erhoben werden. 
 
Mahnungen sind kostenpflichtig.  
 
Es werden 
für die 1. Mahnung                                                              5,00 € 
für die 2. Mahnung                                                            10,00 € 
erhoben. 
 
Weiterhin werden 
für den Einzug durch Beauftragte                                      15,00 € 
für das gerichtliche Mahnverfahren                                    20,00 € 
erhoben. 
Für den Verzugszeitraum werden Verzugszinsen in Höhe von 5 %Punkten über dem Basiszinssatz 
fällig. 
Bei Ratenzahlungen und Stundungsvereinbarungen werden 6 % Zinsen erhoben.  
 
15.2. Bei Nichterfüllung der Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung ist der WVSO berechtigt, die Ent-
sorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Anschlussnehmer dar-
legt, dass die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Nichterfüllung der Zahlungspflicht stehen 
und hinreichende Aussicht besteht, dass er seiner Zahlungsverpflichtung zukünftig fristgemäß nach-
kommt. 
 
15.3. Der WVSO hat die Entsorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald der Anschlussnehmer 
die Kosten der Einstellung und der Wiederaufnahme der Entsorgung ersetzt hat. 
 
15.4. Einwendungen gegen Rechnungen und Abschlagsberechnungen berechtigen zum Zahlungsauf-
schub oder zur Zahlungsverweigerung nur 
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1. soweit sich aus den Umständen ergibt, dass offensichtliche Fehler vorliegen, und 
2. wenn der Zahlungsaufschub oder die Zahlungsverweigerung innerhalb von 2 Jahren nach Zugang 
der fehlerhaften Rechnung oder Abschlagsrechnung geltend gemacht wird. 
 
15.5. Gegen Ansprüche des Unternehmens kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestell-
ten Gegenansprüchen aufgerechnet werden.  
 
 
16. Änderungsklausel 
 
Der WVSO ist berechtigt, diese AEB-A nebst Anlagen zu ändern oder zu ergänzen. Derartige Ände-
rungen werden in den Amtsblättern des Landkreises Stendal und des Altmarkkreises Salzwedel öf-
fentlich bekannt gemacht 
Damit gelten sie als zugegangen und sind Vertragsbestandteil. 
 
 
 
17. Inkrafttreten 
 
 
Diese Allgemeinen Entsorgungsbedingungen für Abwasser sind gültig ab dem 01.10.2016 und  
ersetzen sämtliche bisher geltenden Regelungen hinsichtlich der Entsorgung durch den WVSO. 
 
 
 
 
Osterburg, den 11.08.2016 
   
   

  
Schröder   
Verbandsgeschäftsführer   
   
 
 


